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«Puffs» soll es an den Kragen gehen
Immermehr Länder verbieten die bei Jugendlichen beliebtenWegwerf-E-Zigaretten. Die Idee stösst auch in der Schweiz auf Anklang.

RemoHess, Brüssel,
und Christoph Bernet

Wassermelone, Himbeere oder
Mango: Elektronische Einweg-
Zigaretten gibt es in allen mög-
lichen Geschmacksrichtungen.
Sie kostenumdie zehnFranken
und finden gerade bei Jugendli-
chen reissenden Absatz. In den
Schulengeltendie sogenannten
«Puffs» (engl. dampfen, pusten)
mittlerweile als regelrechtePla-
ge. Und sie sind, anders als es
ihre knallbunte Aufmachung
vermuten lässt, weit davon ent-
fernt, gesundheitlichunbedenk-
lich zu sein:Mit einemNikotin-
gehalt von bis 20 Milligramm
proMillilitermachen sie schnell
abhängig.

Als erstesLand inEuropahat
BelgiennundieReissleinegezo-
gen: Per Anfang 2025 ist der
VerkaufderWegwerf-E-Zigaret-
ten verboten. «Dieses schädli-
che Produkt zielt vor allem auf
unsere Jugendlichen ab. Daher
bin ich froh, dass ich sie vom
Markt nehmen kann», sagt Ge-
sundheitsminister Frank Van-
denbroucke,nachdemergrünes
Licht von der EU-Kommission
erhalten hat.

Neben dem gesundheitli-
chen Aspekt geht es Belgien
aber auch um den Umwelt-
schutz:DieBatterienderE-Zigis
sind indenmeistenFällennicht
wieder aufladbar. SinddieWeg-
werf-Vapes leergeraucht, landen
sie oft imHausmüll. Ein Recyc-
ling-System gibt es nicht. Die
Umweltbilanz ist katastrophal.

EinEU-weitesVerbot ist bis-
lang zwar noch kein Thema.
Mehrere Länder inEuropahan-
delnaber selbstständigundwol-
len den Verkauf verbieten: Im
VereinigtenKönigreichhatPre-
mierRishi SunakperApril 2025
ein Verbot angekündigt. In
Frankreich könnte es noch in

diesemJahr inKraft treten.Und
auch in Irland ist die Debatte
fortgeschritten. Ausserhalb
EuropashatAustraliendieWeg-
werf-Vapes bereits verbannt. In
Neuseeland ist ein Verbot be-
schlossen.

Expertewarnt:«Neue
GenerationvonSüchtigen»
In der Schweiz hat der Walliser
Nationalrat Christophe Clivaz
(Grüne) ein Vape-Verbot, über
das sichwohl vieleEltern freuen
würden, imMärz 2023 perMo-

tion aufs politische Parkett ge-
bracht. Diese wurde mitunter-
zeichnet von Nationalratsmit-
gliedern aller Fraktionen. Noch
ist das Geschäft nicht in der
grossen Kammer behandelt
worden.

Elektronische Einweg-Ziga-
retten sind laut Markus Meury
vonSucht Schweiz ganzbewusst
für jugendlicheKonsumentinnen
und Konsumenten designt wor-
den: «Die bunten Farben, die
Form und die vielen Aromen
sprechenJugendlichean,ebenso

wiedieWerbung,diestarkaufIn-
fluencerundSocialMediasetzt.»

Mit Erfolg, wie das vorletzte
Woche erschienene Suchtpano-
rama 2024 zeigt: Der Nikotin-
konsumunterden15-Jährigenhat
zugenommen, bei denMädchen
stärker als bei den Jungen.Diese
Zunahme sei vor allem auf E-Zi-
garettenvomTypPuffBars (Ein-
wegprodukt) zurückzuführen.

Für Markus Meury ist klar:
«DamitwirdeineneueGenera-
tion von Süchtigen herangezo-
gen.»DeshalbhättendiesePro-

dukte eigentlichkaumDaseins-
berechtigung. Allerdings sei für
Sucht Schweizklar, dass einVer-
bot angesichts des grossen Ein-
flusses der Tabakindustrie
schwer umzusetzen sei.

Diese Ansicht teilt Gesund-
heitspolitikerin Manuela Wei-
chelt,Nationalrätin derGrünen
aus Zug. Die Schweizer Politik
ist sehr schizophren: «Wir kla-
gen einerseits über die steigen-
den Gesundheitskosten, aber
sind andererseits nicht bereit,
effektiv gegen Produktion und

Konsum jener Produkte vorzu-
gehen, welche die Leute krank
machen.»AuchWeichelt spricht
sich für ein Verbot von elektro-
nischenEinweg-Zigarettenaus,
nicht zuletzt auch wegen der
starkenUmweltbelastung.

Bundesrat lehnt
Verbotab
DerBundesrat lehnt ein solches
Verbot ab. In seinerAntwort auf
die oben erwähnte Motion
Clivaz anerkennt er zwar die
Attraktivität von Einweg-E-Zi-
garetten für Jugendliche.
Ausserdem seien sie «im Hin-
blick auf dieKreislaufwirtschaft
und die Ressourcenschonung
ein kritisches Produkt». Doch
die Branche arbeite derzeit mit
einer auf Wiederverwertung
spezialisierten Stiftung aneiner
Lösung, umSammlungundRe-
cycling von Einweg-E-Zigaret-
ten zu verbessern.

DerBundesrat lehnt einVer-
kaufsverbot dieser Produkte in
der Schweiz auch deshalb ab,
weil es bislang kein EU-weites
Verbot gibt. Ein Schweizer Al-
leingang würde hier ein neues
technisches Handelshemmnis
schaffen.

Ausserdem seien Massnah-
men für einen besseren Schutz
insbesondere von Jugendlichen
bereits in die Wege geleitet. Im
laufenden Jahr sollendiebereits
vom Parlament beschlossenen
Änderungen imTabakprodukte-
und Tabaksteuergesetz in Kraft
treten. Sie beinhalten ein
schweizweites Verkaufsverbot
von E-Zigaretten an unter
18-Jährige. Bislang kannte nur
runddieHälfte derKantoneein
solches Verbot.

Undausserdemwerdenbald
erstmals Steuern auf E-Zigaret-
tenerhoben,diebeiEinwegpro-
dukten höher ausfallen als bei
aufladbaren Produkten.

Bei Jugendlichen der Renner, bei Eltern verhasst: sogenannte «Puffs», elektronische Wegwerf-Zigaretten. Bild: Tolga Akmen/EPA

Angst und Ungeduld beim Pflanzenschutz
Mit einer neuenVerordnungwill der Bundesrat Pflanzenschutzmittel, die in EU-Ländern zugelassen sind, automatisch genehmigen.

Leandra Sommaruga

Pflanzenschutzmittel, die inEU-
Ländern zugelassen sind, auto-
matischgenehmigen–ohneVer-
zögerung,wie sieheutebesteht.
Das verlangt die Totalrevision
der Pflanzenschutzmittelver-
ordnung, die bis am Sonntag in
der Vernehmlassungwar.

Dass sichdieSchweiz fürdie
Zulassung von Pflanzenschutz-
mitteln an der EU orientiert, ist
zwar nicht neu. Seit 2010 wer-
denWirkstoffe,die inderEUge-
nehmigt sind, von der Schweiz
nichtmehrextrabeurteilt.Nach
derneuenVerordnungmüssten
ZulassungeneinzelnerEU-Län-
der nun aber zwingend berück-
sichtigtwerden.Daswar vorher
fakultativ.WasderBundesrat in
der Totalrevision sagt: Die An-
näherung an die Gesetzgebung
derEUwird fortgesetzt, einklei-
ner Schritt, Feinjustierung.

«Das halte ich für falsch»,
sagt Hans Maurer, Experte für
Umweltrecht und Vertreter der

Umweltverbände. Er sieht die
Totalrevision als weiteren
Schritt dazu, Gesundheits- und
Umweltbedenken zugunsten
der Interessen der Agrochemie
fallen zu lassen.

ZusätzlicheGefährdung
statt Schutz
Die Versprechen im Nachgang
der«Trinkwasserinitiative»von
2021, künftig weniger schädli-
che Pestizide einsetzen zu wol-
len,drohtenmehrundmehrver-
gessen zu gehen, soMaurer.

Was ihnanderTotalrevision
am meisten stört: «Sie bringt
nichtnurkeinerleiVerbesserun-
genbeimSchutzderBiodiversi-
tät und der Wasserressourcen,
sondern eine zusätzliche Ge-
fährdung.»

Die Befürchtung vonWWF,
ProNaturaundTrinkwasserver-
band: Lukrativ sind jeneMittel,
diemöglichstwirkungsvoll sind.
Und diese sind oft besonders
giftig. Wenn die Schweiz Pflan-
zenschutzmittel automatisch

genehmige, die beispielsweise
in Ungarn aufgrund dürftiger
Prüfungen oder fragwürdiger
Gerichtsentscheide zugelassen
wurden, laufe sie Gefahr, zum
Sammelbecken fürProblempes-
tizide zuwerden.

Über700Gesuche
hängig
Erhätte sichvonderneuenVer-
ordnung gewünscht, dass diese
etwa auch die Risiken bei Ent-
wässerungssystemen berück-
sichtigt. Die Totalrevision, so
Maurer, ziele vor allem darauf
ab, die Verfahren zu «vereinfa-
chen» und die Zulassungsstelle
zu entlasten.

Tatsächlich staut es bei der
Zulassungsstelle für Pflanzen-
schutzmittel. 771 Gesuche sind
aktuell hängig,wieSarahCame-
nisch, Sprecherin des Bundes-
amts fürLebensmittelsicherheit
(BLV), sagt. Mit sechs zusätzli-
chenVollzeitstellen soll derGe-
suchsstaubewältigtwerden.Um
diese Stellen zu finanzieren,

schlägt der Bundesrat vor, die
Zulassungsgebühren fürPestizi-
de zu erhöhen.

Die Gebühren erhöhen: Für
die Umweltverbände ist es eine
überfällige Massnahme, mit
welcher die Hersteller und
Händler von Pflanzenschutz-
mitteln zur Kasse gebeten wer-
den. Für denBauernverband ist
es einunnötiges, bürokratisches
Aufbauschen.UnddieAgroche-
mie – IndustriegruppeAgrarund
Science Industries – bezeichnet
die Erhöhung als «überrissen»
und «kontraproduktiv».

Bauernwollenvollständige
HarmonisierungmitEU
FürDavidBrugger, LeiterPflan-
zenbaubeimSchweizerBauern-
verband, stimmt die Stossrich-
tung der Totalrevision nicht.
«Unser System ist auf eine Un-
gleichbehandlung mit der EU
ausgelegt», sagt er. Fachlich
gäbe es keinen Grund, in EU-
Ländern zugelassene Pflanzen-
schutzmittel nicht auchautoma-

tisch inderSchweiz zugenehmi-
gen, sagt Brugger. «Damit
hättenwir schnellermodernere
Wirkstoffe.»

Für die Landwirtschaft sei
dies dringend nötig. Denn
SchädlingewiederDrahtwurm,
der die Kartoffelproduktion ge-
fährde, könnten heute nicht be-
kämpftwerden.«Uns fehlen im-
mermehrMittel, um die Kultu-
ren zu schützen», sagt Brugger.

DasParlamentwill
mitreden
Um die Gesundheit der Böden
macht sich Brugger keine Sor-
gen. Er verweist auf den Ak-
tionsplan, der den Einsatz von
Pflanzenschutzmitteln mit ho-
hemRisikopotenzial reduzieren
soll. Ausserdem würden kriti-
sche Wirkstoffe heute bereits
verboten.DochAuflagenfürden
Umweltschutz und diese Ver-
ordnung, die zur Produktivität
der Landwirtschaft beitragen
soll, sind für ihn zwei verschie-
deneDinge.

Statt der vorliegendenTotalre-
vision bevorzugt der Bauern-
verband zwei Vorstösse imPar-
lament von 2021 und 2022,
beide eingereicht von Mitte-
Nationalrat Philipp Matthias
Bregy. Sie wollen den bürokra-
tischen Aufwand der Zulas-
sungsbehörden reduzieren.
Der Bauernverband glaubt,
dass damit der Zulassungsstau
wegfiele. Der Bundesrat hin-
gegen will bei der Verordnung
bleiben. Sie lässt ihm eineHin-
tertür dafür offen, Wirkstoffe
zu verbieten, wenn diese bei-
spielsweise den Gewässer-
schutz gefährden.

DasParlamentwill dasnicht
stehen lassen. Bei der Verord-
nung kann es nicht mitreden.
Daswill es aber.Daherüberwies
es einen Vorstoss Bregys und
stellt eine klare Forderung an
denBundesrat:Er soll einenGe-
setzesentwurf zurAnerkennung
der EU-Zulassungsentscheide
für Pflanzenschutzmittel aus-
arbeiten.


